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SCHRIFTLICHE ANFRAGE P-4059/08
von José Albino Silva Peneda (PPE-DE)
an die Kommission

Betrifft: QREN - Rechtfertigung der Ausnahmen von der allgemeinen Regel der Zuweisung von 
Gemeinschaftsmitteln gemäß der territorialen Förderwürdigkeit

– Der einzelstaatliche strategische Rahmenplan 2007-2013 (QREN) bildet die Grundlage, auf der 
die aus EU-Mitteln finanzierten entwicklungspolitischen Maßnahmen in Portugal umgesetzt 
werden sollen.

– Gemäß den Kriterien für die Förderwürdigkeit können Mittel aus dem EFRE und dem ESF nur an 
NUTSII-Regionen gewährt werden, deren pro Kopf-BIP weniger als 75% des 
Gemeinschaftsdurchschnitts beträgt.

– Im Jahre 2005 entsprach das pro Kopf-BIP (in Kaufkraftparität) in Nordportugal 59,8% des 
Gemeinschaftsdurchschnitts und in Lissabon 106,3% (Eurostat).

– Das monatliche Durchschnittseinkommen der erwerbstätigen Bevölkerung in Nordportugal ist 
eines der niedrigsten im Land und 24% niedriger als in Lissabon (port. nat. Statistikamt INE, 
2008).
Die Arbeitslosenquote im Norden ist beständig höher als in Lissabon (9,1% im Vergleich zu 8,4% 
Ende 2007); 35% der portugiesischen Bevölkerung lebt im Norden und 26% in Lissabon (INE, 
2008).

– Im Anhang V der Entschließung des Ministerrates Nr. 86/2007 sind die Ausnahmen zur Regel 
der Förderwürdigkeit niedergelegt, anhand derer die Gemeinschaftsmittel innerhalb des QREN 
zugewiesen werden.

– Diese Ausnahmen sind eindeutig zum Vorteil Lissabons, wogegen 39% der im QREN 
vorgesehenen Gesamtinvestitionen in den Norden strömen sollen.
Das einzige Kriterium, auf das sich die Ausnahmeregelung stützt, sind die territorialen 
‚Verteilungseffekte’ der in Lissabon getätigten Investitionen auf die anderen portugiesischen 
Regionen.

– Diese Verteilungseffekte sind in dem oben genannten Anhang nicht quantifiziert: die angeführte 
Begründung beschränkt sich auf deren ‚große Bedeutung’ und ähnliche qualitative Erwägungen.
Es ist äußerst unwahrscheinlich, dass Nordportugal Nutzen aus den in  Lissabon getätigten 
Investitionen im Rahmen des Humanpotenzialprogramms zur Beseitigung des Mangels an 
qualifizierten Arbeitskräften zieht, der im Norden besonders ausgeprägt ist.

1. Ist die quantitative Analyse, die zur Begründung der oben erwähnten Verteilungseffekte 
zwangsläufig erforderlich ist, gründlich überprüft worden?

2. Lassen sich die oben genannten Ausnahmen nach Ansicht der Kommission mit dem Ziel einer 
größeren Konvergenz und eines stärkeren territorialen Zusammenhalts zwischen den Regionen 
der Mitgliedstaaten vereinbaren?


